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Kreis Lippe 
 
216 Öffentliche Zustellung 
 
Öffentliche Zustellung eines Bescheides vom 15.06.2011 
des Landrates des Kreises Lippe über die Änderung eines 
Familiennamens. 
 
Empfänger: Ralf Gronemeier 
  
 Wohnort und Straße unbekannt 
 
Der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers ist unbe-
kannt.  
 
Aus diesem Grunde wird gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) – LZG NRW – in der 
Fassung des Gesetzes vom 16.10.2010 der vorgenannte 
Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Empfänger bei mir, Zimmer 395 
(Kreishaus, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold) 
während der allgemeinen Dienststunden einsehen und in 
Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 15 Abs. 3 VwZG). 
 
K R E I S   L I P P E 
Der Landrat 
Fachgebiet 2.3 
Az.: 2.3/3330 01/1 u. 2 
 
Detmold, 24.06.2011 
 
Im Auftrag 
 
 
Bestvater 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
217 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Frau Sabine Thielemann 
 
Bekanntmachung 
 
Gegen  
Frau Sabine Thielemann 
 
ist am  10.06.2011 unter dem Aktenzeichen 4.1-37/2010 
eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, da 
die Empfängerin unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann die Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 621, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 10.06.2011 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Diekjobst) 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 331 
 

 

 

Stadt Bad Salzuflen 
 
218 Widmung einer öffentlichen Straße 
 
Die Straße „Montessoriweg“, Gemarkung Schötmar, Flur 
21, Flurstück 1027 und Teil aus Flurstück 1157, ist ausge-
baut. 
 
Die vorgenannte Straße erhält die Eigenschaft einer Ge-
meindestraße und wird hiermit gem. den §§ 2, 3 und 6 des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW), in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.NRW. S. 1028), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW S. 
259, GV NRW S. 327), in der z. Z. gültigen Fassung, für 
den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Die Widmung erstreckt sich auf den im anliegenden 
Plan schraffierten Bereich. 
 
Baulastträger dieser Straße ist die Stadt Bad Salzuflen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden, erhoben werden. Die Klage 
kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form, nach Maßga-
be der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
– ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005, erhoben werden. 
 
Bad Salzuflen, 06. Juni 2011 
 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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Stadt Detmold 
 
219 Erneute Schlussbekanntmachung zum vorha-

benbezogenen Bebauungsplan 01-66A/II „Ar-
minstraße Ost“, Ortsteil: Detmold-Nord, Plange-
biet: Nördlich Arminstraße, westlich Thusnelda-
straße und im Bereich der Werre 

 
Inkrafttreten des vorhabenbezogenen  

Bebauungsplanes 
 

01-66 A/II “Arminstraße Ost” 
Ortsteil: Detmold-Nord 
Plangebiet: Nördlich Arminstraße, westlich 

Thusneldastraße und im Bereich der 
Werre 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 18.12.2008 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Umgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 i. V. m. § 214 Abs. 4 Baugesetzbuch wird mit 
Vollzug dieser Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
01-66 A/II “Arminstraße Ost” 
Ortsteil: Detmold-Nord 
Plangebiet: Nördlich Arminstraße, westlich 

Thusneldastraße und im Bereich der 
Werre 

 
mit Rückwirkung zum 30.12.2008 erneut in Kraft gesetzt. 
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung im Fachbereich Stadtent-
wicklung der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Ro-
sental 21, I. Etage, Hintergebäude zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach 

§ 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtli-
chen Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
des Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Detmold geltend ge-
macht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
 
 
 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- u. Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
4. Die DIN-Norm 45691 kann beim Beuth Verlag GmbH, 

10772 Berlin, in gedruckter Form, auf elektronischem 
Datenträger oder per Download-Verfahren von der In-
ternetseite www.beuth.de bezogen werden. Ebenso 
kann sie im Fachbereich Stadtentwicklung bei der Stadt 
Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, Hinter-
gebäude, I. Etage, Zimmer Nr. 128 eingesehen werden. 
 

Detmold, 30.05.2011 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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220 Einladung zur 16. öffentlichen/ nicht öffentli-

chen Sitzung des Rates am Donnerstag, 
30.06.2011, 17.00 Uhr, Stadthalle Detmold, 
Schlossplatz 7, 32756 Detmold, großer Fest-
saal 

 
Tagesordnung 
 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
1 Verabschiedung eines Ratsmitgliedes; Ratsherr Mat-

thias Wenzel (DA; 
  
2 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern; Vorschläge 

und Anfragen der Politik;  
Informationen der Verwaltung 

  
2.1 Schreiben der Freien Wähler Ratsfraktion vom 

31.05.2011;  
Antrag: Untersuchung Vorrangfläche für Windkraftan-
lagen 

  
2.2 Schreiben per E-Mail von Ratsherrn Bernd Nadler 

vom 14.05.2011;  
Antrag auf Verzicht auf eine Stele im Kreisverkehr 
Brunnenstr./Siegfriedstr. 

  
2.3 Schreiben von Ratsherrn Matthias Wenzel (Detmolder 

Alternative) vom 13.06.2011;  
Anfrage zur Umsetzung des "Bildungs- und Teilhabe-
pakets" der Bundesregierung 

  
2.4 Schreiben von Frau W vom 11.06.2011;  

Drei Anträge an den Rat zum Tag der Integration und 
Menschenrechte 

  
3 Genehmigung der Niederschrift über die 15. öffentli-

che Sitzung vom 26.05.2011 
- Niederschrift wurde bereits übersandt 

  
4 Umbesetzung von Ausschüssen und anderen Gre-

mien 
  
4.1 Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes in den Senio-

renbeirat der Stadt Detmold 
Vorlage: Fb 2/158/2011 

  
4.2 Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes in den Beirat 

für die Belange von Menschen mit Behinderung 
Vorlage: Fb 2/190/2011 

  
5 Satzungsangelegenheiten (ohne Baurecht) 
  
5.1 Neufassung der Entgeltordnung für die freiwilligen 

Leistungen des Förderzentrums 
Vorlage: Fb 4/131/2011 

  
6 Über- und außerplanmäßige Bereitstellung von Haus-

haltsmitteln 
  
 
 
 
 
 
 

 
6.1 I. Quartal 2011 

- über - und außerplanmäßige Aufwendungen /  
Auszahlungen 
- Inanspruchnahme von Kassenkrediten 
- über- und außerplanmäßige Verpflichtungs 
ermächtigungen 
Vorlage: Fb 1/140/2011 

  
7 Auferlegung einer gemeinwirtschaftlichen Verpflich-

tung im ÖPNV 
Schaffung von einheitlichen Umweltstandards im Ver-
stärkerverkehr 
Vorlage: VV/141/2011 

  
8 Fortsetzung des Projektes "Fit für alle Fälle" 

Vorlage: VV/160/2011 
  
9 Atomstrom-Ausstieg;  

Schreiben der CDU-Ratsfraktion vom 01.04.2011 und 
Protokollauszug aus Ratssitzung vom 26.05.2011t 

  
10 Schreiben von Ratsherrn Matthias Wenzel (Detmolder 

Alternative) zum Zensus 2011 vom 14.05.2011;   
Antrag auf Beschluss einer Ratsresolution zum Zen-
sus 2011: Keine Zwangsbefragung 

  
11 Schreiben per E-Mail von Ratsherrn Lothar Kowelek 

(Die Linke) vom 06.06.2011;  
Antrag gegen uneingeschränkte Nutzung des militäri-
schen Übungsgeländes in der Senne durch die briti-
schen Streitkräfte 

  
12 Verschiedenes 
  
  
B. NICHT ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern; Vorschläge 

und Anfragen der Politik;  
Informationen der Verwaltung 

  
2 Genehmigung der Niederschrift über die 15. nicht öf-

fentliche Sitzung vom 26.05.2011 
- Niederschrift wurde bereits übersandt 

  
3 Abberufung einer Prüferin gem. § 104 Abs. 2 GO 

Vorlage: 1.4/148/2011 
  
4 In Aussichtstellung der Erteilung eines Negativzeug-

nisses bezüglich der Wahrnehmung eines Vorkaufs-
rechtes an einem Baugrundstück im Bereich Richtho-
fenstraße / Charles-Lindbergh-Ring vor Abschluss ei-
nes Kaufvertrages. 
Ortsteil: Detmold Nord, Hohenloh 
Vorlage: Fb 6/170/2011 und Vorlage: Fb 6/170/2011/1 

  
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 



336 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 

Gemeinde Extertal 
 
221 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2011 
vom 14.06.2011 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17.12.2009 (GV NRW 2009, S. 950), hat der 
Rat der Gemeinde Extertal mit Beschluss vom 19.05.2011 
folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehende Einzahlungen und zu leistende Auszah-
lungen und notwendige Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf  20.059.414 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 20.818.462 € 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf 17.787.144 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf 18.683.931 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 1.428.286 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 1.514.344 € 
 
festgesetzt. 
 
§ 2 
Kreditaufnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsausgaben in künftigen Jahren 
erforderlich ist, wird auf 300.000 € festgesetzt. 
 
§ 4 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage wird zum Aus-
gleich des Ergebnisplanes auf 759.048 € festgesetzt. 
 
§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
11.000.000 € festgesetzt. 
 
§ 6 
(nachrichtlich) 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2011 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen 
  Betriebe (Grundsteuer A) 217 v.H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 406 v.H. 
2. Gewerbesteuer 428 v.H. 

 
§ 7 
Haushaltssicherungskonzept 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haus-
haltsausgleich im Jahre 2013 unter Einbeziehung der Fehl-
beträge der Vorjahre wieder hergestellt. 
Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsoli-
dierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haus-
haltsplanes umzusetzen. 
 
§ 8 
Budgets und Deckungsfähigkeit 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Abs. 1 
GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Produkte/Produktgruppen, mit Ausnahme  
 der Verfügungsmittel 
 den Kosten der Personalbewirtschaftung 
 nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z.B. bilanzielle 
 Abschreibungen, interne Leistungsverrechnungen etc.) 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Abs. 2 GemHVO beste-
hen. Das Gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlungen/Auszahlun-
gen innerhalb kostenrechnender Einrichtungen werden zu 
jeweils gesonderten Budgets verbunden. 
 
Innerhalb des Budgets sind die Summen der Erträge und 
die Summen der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gelten die Veranschlagungen auf den „Pro-
duktsachkonten“. 
 
Gegenseitig deckungsfähig sind Aufwendungen und Aus-
zahlungen innerhalb eines Deckungskreises. 
Deckungskreise sind Produktsachkonten in folgenden 
Sachkonten: 
50.. Personalaufwendungen (produktübergrei-

fend) 
5211.. Unterhaltung der Grundstücke 
5221.. Sonstige Grundstücksunterhaltung 
5241.. Bewirtschaftung der Grundstücke, Versiche- 
  rungen (produktübergreifend) 
5339.. Sonstige soziale Leistungen 
Aus 53... Umlagen aufgrund gesetzlicher oder vertragli- 
  cher Grundlage in Abhängigkeit von den kor- 
  respondierenden Einnahmen 
Unecht deckungsfähig sind Ausgaben der Gruppe 53, so-
fern korrespondierende Einnahmen zur Verfügung stehen. 
 
§ 9 
Wertgrenze für die Einzelausweisung von 
Investitionsmaßnahmen 
Eine Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Abs. 4 GemHVO 
wird zunächst nicht festgelegt. Es werden alle Investitions-
maßnahmen in Produktsachkonten ausgewiesen. 
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§ 10 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NW erheblich, wenn 
sie mindestens 50.000 € betragen und im Einzelfall mehr als 
50 % des Ansatzes ausmachen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall den 
Betrag von 10.000 € überschreiten, davon ausgenommen 
sind die internen Leistungsverrechnungen und bilanziellen 
Abschreibungen. Unerheblich sind ferner alle über- und au-
ßerplanmäßigen Ausgaben, die im Zusammenhang mit der 
Umsetzung des NKF sowie finanzneutrale Mittelumschich-
tungen zwischen den Organisationsbereichen, die bei Struk-
turveränderungen der Verwaltung und im Bereich der Per-
sonalwirtschaft erforderlich werden. 
Unerheblich sind ebenso alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die aus finanzstatisti-
schen Gründen für die finanzneutrale Änderung von Sach-
konten erforderlich werden. 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen bedürfen 
der vorherigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die 
über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszah-
lungen dem Rat zur Kenntnis zu bringen, sofern sie nicht 
geringfügig sind. Geringfügig in diesem Sinne sind Beträge 
bis zu 5.000 €. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen sowie die Fort-
schreibung des Haushaltssicherungskonzeptes sind gemäß 
§ 80 Abs. 5 NKF GO NW dem Landrat des Kreises Lippe als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schrei-
ben vom 27.05.2011 angezeigt worden. 
Das Haushaltsbuch 2011 mit Anlagen sowie die Fortschrei-
bung des Haushaltssicherungskonzeptes liegen zur Ein-
sichtnahme vom 28.06.2011 bis zum Ende der Auslegung 
des Jahresabschlusses 2011 gemäß § 80 Abs. 6 i.V.m. § 
96 Abs. 2 NKF GO NW während der Dienststunden im Rat-
haus III, 1. OG, Zimmer 12, öffentlich aus.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Ge-

meinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Man-gel ergibt. 

 
32699 Extertal, den 14.06.2011 
 
 
(Hoppenberg) 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 

 

Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
222 6. Änderung (beschleunigt) des Bebauungs-

planes H 9 „Paschenburg“ der Stadt Horn-Bad 
Meinberg im Stt. Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Die 6. Änderung des Bebauungsplans H 9 „Paschenburg“ 
im Stt. Horn ist vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in 
seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2011 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches –BauGB– als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 6. Änderung 
des Bebauungsplans H 9 „Paschenburg“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
 
 
 



338 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
223 1. Änderung des Bebauungsplanes H 13 A 

„Erweiterung Püngelsberg“ der Stadt Horn-
Bad Meinberg im Stt. Horn; hier: Aufstellungs-
beschlusses 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sit-
zung vom 08.06.2011 beschlossen, den Bebauungsplan H 
13 A „Erweiterung Püngelsberg“ in einer Gesamtüberarbei-
tung zu ändern. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt 
gemacht: 
 
Es handelt sich um die erste Änderung des seit dem 
12.01.1982 rechtskräftigen Bebauungsplanes. Der Ände-
rungsbereich entspricht dem gesamten Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes. Die Abgrenzung des Geltungsbe-
reichs ist aus dem nachfolgend mit abgedrucktem Über-
sichtsplan ersichtlich. 
 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB 
aufgestellt wird. 
 
Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 (1) BauGB wird abgesehen. Gemäß § 13a (3) Nr. 2  
BauGB wird hiermit bekannt gemacht, dass sich die Öffent-
lichkeit in der Zeit  
 
bis zum 05. August 2011 
 
während der Öffnungszeiten der Stadtverwaltung beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 2. OG, Zimmer 
24 über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die wesent-
lichen Auswirkungen der Planänderung unterrichten und 
sich zu der Planung äußern kann. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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224 Bebauungsplan H 25 „Zwischen Bahnhofstra-

ße und Hessenring“ der Stadt Horn-Bad Mein-
berg im Stt. Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Der Bebauungsplan H 25 „Zwischen Bahnhofstraße und 
Hessenring“, Stt. Horn, ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2011 
gem. § 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen 
worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan H 25 „Zwischen Bahnhofstraße und Hessenring“ 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 

 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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225 Bebauungsplan H 26 „Bahnhofstraße / Nord-

westliche Moorlage“ der Stadt Horn-Bad Mein-
berg im Stt. Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Der Bebauungsplan H 26 „Bahnhofstraße / Nordwestliche 
Moorlage“, Stt. Horn, ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2011 
gem. § 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen 
worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan H 26 „Bahnhofstraße / Nordwestliche Moorlage“ 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
 

 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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226 1. Änderung des Bebauungsplanes L 1 „Am 

Pottberg“ der Stadt Horn-Bad Meinberg im Stt. 
Leopoldstal; hier: Inkrafttreten 

 
Die erste Änderung des Bebauungsplanes L 1 „Am Pott-
berg“ im Stadtteil Leopoldstal ist vom Rat der Stadt Horn-
Bad Meinberg in seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2001 
gem. § 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen 
worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes L 1 „Am Pottberg“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 

 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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227 Außenbereichssatzung gem. § 35 (6) Bauge-

setzbuch (BauGB) der Stadt Horn-Bad Mein-
berg für den Bereich Siebenstern, Stadtteil 
Bad Meinberg; hier: Aufstellungsbeschluss 
und Öffentliche Auslegung 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner öf-
fentlichen Sitzung am 06.04.2011 die Aufstellung einer Au-
ßenbereichssatzung gem. § 35 (6) BauGB für den Bereich 
Siebenstern im Stadtteil Bad Meinberg beschlossen. Dieser 
Beschluss wird hiermit bekannt gemacht.  
 
Das Aufstellungsverfahren richtet sich nach den Vorschrif-
ten für vereinfachte Bebauungsplanverfahren gem. § 13 
BauGB. Eine frühzeitige Beteiligung wird nicht durchge-
führt. 
 
Für das o.g. Aufstellungsverfahren findet vom  
 
05. Juli bis einschließlich 05. August 2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB statt. Dies 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die öffentliche Auslegung findet beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Aushangta-
fel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: Montags bis donners-
tags zwischen 8:00 Uhr und 16:00 Uhr, bzw. mittwochs 
schon ab 7:30 Uhr und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie 
freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr. Zu weiteren Zei-
ten nach Rücksprache unter Tel. 05234-201-271. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 oder -277 gebeten. 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über das Satzungsverfahren informieren. Während 
der Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen 
und Stellungnahmen zu dem Satzungsentwurf schriftlich an 
die Stadt Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
(Marktplatz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellung-
nahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung 
nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der 
Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtigt blei-
ben, sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht 
hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßig-
keit der Satzung nicht von Bedeutung ist (gem. § 4a (6) 
BauGB). 
 
Die zum Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung vorliegenden 
umweltbezogenen Informationen und Unterlagen werden 
mit ausgelegt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung der Sat-
zung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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228 Teilaufhebung des Bebauungsplanes M 15 

„Silvaticum“ der Stadt Horn-Bad Meinberg im 
Stt. Bad Meinberg; hier: Öffentliche Auslegung 

 
Für das o.g. Bauleitplanverfahren findet vom  
 
05. Juli bis einschließlich 05. August 2011 
 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB statt. Dies 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die öffentliche Auslegung findet beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Aushangta-
fel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: Montags bis donners-
tags zwischen 8:00 Uhr und 16:00 Uhr, bzw. mittwochs 
schon ab 7:30 Uhr und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie 
freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr. Zu weiteren Zei-
ten nach Rücksprache unter Tel. 05234-201-271. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 oder -277 gebeten. 
 
 
 
 
 
 

 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, 
die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht recht-
zeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 
sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 
des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. § 4a 
(6) BauGB). 
 
Die zum Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung vorliegenden 
umweltbezogenen Informationen und Unterlagen werden 
mit ausgelegt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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229 Bebauungsplan M 24 „Nördlich und südlich 

der Pyrmonter Straße“ der Stadt Horn-Bad 
Meinberg, Stt. Bad Meinberg; hier: Öffentliche 
Auslegung 

 
Für das o.g. Bauleitplanverfahren findet vom  
 
05. Juli bis einschließlich 05. August 2011 
 
die öffentliche Auslegung des Planentwurfes und des Ent-
wurfes der Begründung gem. § 3 (2) BauGB statt. Dies 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die öffentliche Auslegung findet beim Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-
Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Aushangta-
fel im Flur) zu folgenden Zeiten statt: Montags bis donners-
tags zwischen 8:00 Uhr und 16:00 Uhr, bzw. mittwochs 
schon ab 7:30 Uhr und donnerstags bis 17:30 Uhr, sowie 
freitags zwischen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr. Zu weiteren Zei-
ten nach Rücksprache unter Tel. 05234-201-271. 
 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. OG ist 
nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, für die dies 
ein unüberwindbares Hindernis darstellt, wird die Beteili-
gung in einem barrierefrei zugänglichen Raum durchge-
führt. Dazu wird um vorherige Terminabsprache unter Tel. 
05234-201-271 oder -277 gebeten. 
 
 

 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit über den Bebauungsplan informieren. Während der 
Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen und 
Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich an die Stadt 
Horn-Bad Meinberg oder zur Niederschrift beim Fachbe-
reich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften (Markt-
platz 2, Zimmer 24) vorgebracht werden. Stellungnahmen, 
die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht recht-
zeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, 
sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit 
des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (gem. § 4a 
(6) BauGB). 
 
Die zum Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung vorliegenden 
umweltbezogenen Informationen und Unterlagen werden 
mit ausgelegt. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB aufgestellt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 47 Abs. 2a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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230 Satzung über die Verlängerung der vom Rat 

der Stadt Horn-Bad Meinberg am 04.03.2010 
beschlossenen Veränderungssperre für das 
Gebiet des Bebauungsplanes M 24 „Nördlich 
und südlich der Pyrmonter Straße“ vom 
09.06.2011 

 
Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) 
i.d.F. der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 12. April 2011 (BGBl. I S. 619) und  
 
der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) i.d.F. der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 380), 
 
hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner öffentli-
chen Sitzung am 19.05.2011 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 
§ 1 
Verlängerung der Geltungsdauer 
Die Geltungsdauer der vom Rat der Stadt Horn-Bad Mein-
berg am 04.03.2010 beschlossenen Veränderungssperre 
für das Gebiet des Bebauungsplans M 24 „Nördlich und 
südlich der Pyrmonter Straße“ wird gem. § 17 Absatz 1 
Satz 3 Baugesetzbuch um ein Jahr verlängert. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
gez. 
Block 
(Bürgermeister) 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung über die Verlängerung der vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg am 04.03.2010 beschlossenen Verän-
derungssperre für das Gebiet des Bebauungsplanes M 24 
„Nördlich und südlich der Pyrmonter Straße“ vom 
17.06.2011 wird hiermit gem. § 16 Absatz 2 BauGB öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
1. Gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1. und 3. werden eine nach § 

214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs unbeachtlich, wenn sie nicht in-
nerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  

2. Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 und 
des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über 
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch die vorstehende Satzung und über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-
wiesen. 

3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW 
gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 17.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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231 Bebauungsplan Sm 1 „Solarkraftwerk am Ei-

ckernberg“ der Stadt Horn-Bad Meinberg im 
Stt. Schmedissen; hier: Inkrafttreten 

 
Der Bebauungsplan Sm 1 „Solarkraftwerk am Eickernberg“, 
Stt. Schmedissen, ist vom Rat der Stadt Horn-Bad Mein-
berg in seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2011 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan Sm 1 „Solarkraftwerk am Eickernberg“ rechtsverbind-
lich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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232 Bebauungsplan Be 3 der Stadt Horn-Bad 

Meinberg mit der neuen Bezeichnung „Mol-
kenberg/Dianaweg“ im Stt. Belle, 2. Änderung; 
hier: Inkrafttreten 

 
Die 2. Änderung des Bebauungsplans Be 3 mit der neuen 
Bezeichnung „Molkenberg / Dianaweg“ ist vom Rat der 
Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner öffentlichen Sitzung am 
21.06.2011 gem. § 10 des Baugesetzbuches –BauGB– als 
Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung 
des Bebauungsplans Be 3 mit der neuen Bezeichnung 
„Molkenberg / Dianaweg“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



348 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
233 1. Änderung (beschleunigt) des Bebauungs-

planes H 3 A "Auf der Moorlage/Süd“ der Stadt 
Horn-Bad Meinberg im Stt. Horn; hier: Inkraft-
treten 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 3 A "Auf der 
Moorlage/Süd“ ist vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in 
seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2011 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches –BauGB– als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 3 A "Auf der Moorlage/ Süd“ 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss, Zim-
mer 24) während der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dau-
er zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie ü-
ber die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 21.06.2011 
 
 
gez. 
Block 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
234 Bekanntgabe der Feststellung des Jahresab-

schlusses der Eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung „ Forst und Grün Lemgo“ zum 31.12.2009 

 
Der Rat der Stadt Lemgo hat am 07.02.2011 auf Empfeh-
lung des Gemeinsamen Betriebsausschusses der Eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtungen den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2009 mit einer Bilanzsumme in Höhe von 
30.265.243,45 EUR festgestellt. Der Jahresüber-
schuss/Bilanzgewinn in Höhe von 146.610,70 EUR wird in 
die allgemeine Rücklage eingestellt. 
 
Mit Schreiben vom 06.06.2010 hat die Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) den abschließen-
den Prüfungsvermerk erteilt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Forst und Grün Lemgo. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2009 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft INTECON 
GmbH, Niederlassung Bad Oeynhausen, bedient.  
Diese hat mit Datum vom 16.09.2010 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.  
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Teilergebnisrechnun-
gen, Teilfinanzrechnungen sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung "Forst und Grün Lemgo" für 
das Wirtschaftsjahr vom 01.01 2009 bis 31.12.2009 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den gemeinderechtlichen 
Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung. Der Betrieb hat das Wahlrecht gem. § 27 EigVO 
NW ausgeübt (Anwendung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements). Unsere Aufgabe ist es, auf der Grund-
lage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt.  
 
 
 

 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung "Forst und Grün 
Lemgo" den deutschen handelsrechtlichen und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften (und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung) und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft INTECON GmbH, - Niederlassung Bad 
Oeynhausen, ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 06.06.2011 
GPA NRW 
Abschlussprüfung- Beratung - Revision 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung „Forst und Grün Lemgo“ für das 
Wirtschaftsjahr 2009 liegen gem. § 26 Abs. 3 der Eigenbe-
triebsverordnung bis zur Feststellung des folgenden Jah-
resabschlusses zur Einsichtnahme in der Kämmerei der 
Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, Papenstr. 9, Zimmer 
117, 32657 Lemgo, während der Öffnungszeiten (Mo. – Fr. 
08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) 
für jedermann aus. 
 
Lemgo, den 07.06.2011 
 
FORST UND GRÜN LEMGO 
 
 
Gröne 
Betriebsleiter 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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235 Aufhebungssatzung vom 08.06.2011 zur „Sat-

zung der Alten Hansestadt Lemgo über die Er-
hebung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-
nahme der Kindertageseinrichtungen in Lemgo, 
für den Besuch der Offenen Ganztagsgrund-
schule (OGG ) und für Kinder in Tagespflege“ 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
Seite 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.12.2009 
(GV NRW S.952), hat der Rat der Alten Hansestadt Lemgo 
in seiner Sitzung am 06.06.2011 folgende Satzung be-
schlossen: 
 
Artikel I 
 
(1) Die Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-
nahme der Kindertageseinrichtungen in Lemgo, für 
den Besuch der Offenen Ganztagsgrundschule 
(OGG) und für Kinder in Tagespflege vom 10.12.2007 
wird zum 01.08.2011 aufgrhoben.  

 
(2) Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Alten 

Hansestadt Lemgo über die Erhebung von Elternbei-
trägen für die Inanspruchnahme der Kindertagesein-
richtungen in Lemgo, für den Besuch der Offenen 
Ganztagsgrundschule (OGG) und für Kinder in Ta-
gespflege vom 23.03.2009 wird zum 01.08.2011 auf-
grhoben.  

 
(3) Die 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Alten 

Hansestadt Lemgo über die Erhebung von Elternbei-
trägen für die Inanspruchnahme der Kindertagesein-
richtungen in Lemgo, für den Besuch der Offenen 
Ganztagsgrundschule (OGG) und für Kinder in Ta-
gespflege vom 04.10.2010 wird zum 01.08.2011 auf-
grhoben. 

 
Artikel II 
 
Diese Satzung  tritt am Tage nach der Bekanntmachungin 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die Aufhebungssatzung zur Satzung über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme 
der Kindertageseinrichtungen im Gebiet der Alten 
Hansestadt Lemgo vom 08.06.2011 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.Dezember 2009 (GV NRW S.952 ), beim Zustan-
dekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestim-
mung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 

 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
(Ratsbeschluss) vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 08.06.2011 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
 
 
 
236 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 

Erhebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme der Kindertageseinrichtungen in 
Lemgo, für den Besuch der Offenen Ganztags-
grundschule (OGG) und für Kinder in Tagespfle-
ge 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
Seite 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.12.2009 
(GV NRW S.952), § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern vom 30.10.2007 (GV.NRW. S. 
462 ), § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15.02.2005 (GV.NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 17.12.2009 (GV.NRW. S. 863) und § 90 Abs. 1 
Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 06.07.2009 (BGBl. I S. 1696) hat der Rat der 
Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 06.06.2011 
folgende Satzung beschlossen: 
 
I. Abschnitt: 
Elternbeiträge für Kinder in Tageseinrichtungen 
 
 § 1 Geltungsbereich 
 

Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbei-
trägen als öffentlich rechtliche Beiträge für die An-
gebote der Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Lemgo sowie der Kindertageseinrichtungen der 
Freien Träger in der Stadt Lemgo. 
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 § 2 Beitragspflicht 
 
(1) Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-
rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten 
zu entrichten. Die Höhe der Elternbeiträge be-
stimmt sich nach dem Alter des Kindes und der 
von den Eltern gebuchten Betreuungszeit. Lebt 
das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so 
tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Voll-
zeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein 
Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuerge-
setz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die 
Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stel-
le der Eltern. Mehrere Beitragspflichtige sind Ge-
samtschuldner.  

 
(2) Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr ( 01.08. 

bis 31.07.). Die Beitragspflicht wird durch Schlie-
ßungszeiten der Einrichtung nicht berührt. Der 
Träger kann von den Eltern ein Entgelt für das Mit-
tagessen verlangen.  

 
 § 3 Beitragshöhe 
 

(1) Vom maßgeblichen Einkommen (§4 Abs. 5) ist 
abhängig von der wöchentlichen Betreuungszeit 
und dem Alter des Kindes ein Prozentsatz als 
jährlicher Elternbeitrag in Monatsraten zu zahlen. 
Der monatliche Elternbeitrag wird kaufmännisch 
auf volle Euro gerundet. Darüber hinaus ist bei der 
Betreuung von Kindern unter drei Jahren ein mo-
natlicher Sockelbeitrag zu zahlen, sofern das Jah-
reseinkommen den Grundfreibetrag nach § 4 Abs. 
5 übersteigt. Beiträge, die monatlich 5,00 € nicht 
erreichen, werden nicht festgesetzt. 

 
Der Prozentsatz für die wöchentlichen Betreuungszeiten 
und der Sockelbeitrag werden wie folgt festgelegt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Das letzte Kindergartenjahr vor der Einschulung 

des Kindes wird bis zu einem maßgeblichen Ein-
kommen (§ 4 Abs. 5) der Eltern bis zu 36.500,00 € 
(vor Abzug des Grundfreibetrages) beitragsfrei 
gestellt. Diese Elternbeitragsfreiheit für das letzte 
Kindergartenjahr gilt höchstens 1 Jahr. Sollte ein 
Kind im Anschluss daran nicht eingeschult wer-
den, entfällt die Vergünstigung für das anschlie-
ßende Kindergartenjahr und es ist der Regelbei-
trag zu zahlen.  

 
(3) Ab dem 01.08.2012 erfolgt eine jährliche Anhe-

bung aller Beitragssätze um 1,5 % in Anlehnung 
an § 19 Abs. 2 des Kinderbildungsgesetzes ( KiBiz 
).  

 
(4) Bei der Aufnahme des Kindes und danach auf 

Verlangen haben die Eltern dem Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und 
nachzuweisen, welches Einkommen ihren Eltern-
beiträgen zu Grunde zu legen ist. Ohne Angaben 
zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten 
Einkommensnachweis ist der höchste Elternbei-
trag zu leisten.  

 
(5) Im Fall des § 2 Absatz 1 Satz 4 ist ein Elternbei-

trag zu zahlen, der sich nach einem Elternein-
kommen von 24.500,00 € ( vor Abzug des Grund-
freibetrages ) ergeben würde, es sei denn, nach 
Absatz 1 ergibt sich ein niedrigerer Beitrag 

 
(6) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder 

von Personen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrich-
tung oder die Offene Ganztagsgrundschule, so 
entfallen die Beiträge für das zweite und jedes 
weitere Kind. Ergeben sich ohne Beitragsreduzie-
rung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beträge ist 
der höchste Beitrag in vollem Umfang zu zahlen.  

 
(7) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge vom örtlihen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe ganz oder teil-
weise erlassen werden, wenn die Belastung den 
Eltern oder dem Kind nicht zuzumuten ist 
( § 90 Abs. 3 SGB VIII ). 

  
 § 4 Einkommensberechnung 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die 

Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sin-
ne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuer-
gesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus ande-
ren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusam-
menveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem 
Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur 
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öf-
fentlichen Leistungen für die Eltern und die Kinder, 
für die ein Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurech-
nen. Das Kindergeld nach dem Bundeskinder-
geldgesetz und entsprechenden Vorschriften wird 
nicht hinzugerechnet. Das Elterngeld nach dem 
Bundeselterngeld – und Erziehungsgeldgesetz ( 
BEEG ) ist bis zur in § 10 BEEG bestimmten Höhe 
nicht dem Einkommen hinzuzurechnen. 

 
 
 

Betreuungszeit je 
Woche 

Prozentsatz vom 
Jahreseinkom-
men 

Monatlicher 
Sockelbei-
trag 

25 Stunden 3,92 0 
35 Stunden 4,44 0 
45 Stunden 7,21 0 
25 Stunden U3 5,38 20,00 € 
35 Stunden U3 5,91 30,00 € 
45 Stunden U3  9,20 40,00 € 
25 Stunden letz-
tes Kindergarten-
jahr 

4,49 0 

35 Stunden letz-
tes Kindergarten-
jahr 

5,11 0 

45 Stunden letz-
tes Kindergarten-
jahr 

8,48 0 



352 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Be-

schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm aufgrund des-
sen für den Fall des Ausscheidens eine lebens-
längliche Versorgung oder an deren Stelle eine 
Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist dem 
nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein 
Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Be-
schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung des Mandats hinzuzurechnen.  

 
(3) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach 

§ 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewäh-
renden Freibeträge von dem nach Absatz 1 und 2 
ermittelten Einkommen abzuziehen.  

 
(4) Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe 

ist das Jahreseinkommen im jeweiligen Kalender-
jahr. Solange das Jahreseinkommen nicht fest-
steht, ist von dem zu erwartenden Jahreseinkom-
men auszugehen. In diesem Fall sind zu erwar-
tende Sonder- und Einmalzahlungen, die im lau-
fenden Jahr anfallen, hinzuzurechnen. Sollte aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen die Ermitt-
lung des Einkommens des laufenden Kalenderjah-
res nicht möglich sein, ist zunächst auf das Ein-
kommen eines Kalendervorjahres zurückzugrei-
fen.  

 
Eine vorzeitige Anpassung des Elternbeitrages im 
Kalenderjahr gegenüber der vorangegangenen 
Festsetzung erfolgt bei Einkommenserhöhung - 
oder verringerung um mehr als 10 %. Der Eltern-
beitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der 
tatsächlichen Änderung neu festzusetzen. Bei-
tragsänderungen, die monatlich 5,00 € nicht errei-
chen, werden nicht festgesetzt. 
 
Bei der Überprüfung einer bereits erfolgten oder 
bei einer erstmaligen rückwirkenden Beitragsfest-
setzung ist das gesamte tatsächliche Einkommen 
im Jahr der Beitragspflicht zu Grunde zu legen. 
Wird dabei festgestellt, dass sich Änderungen der 
Einkommensverhältnisse ergeben haben, die zu 
einem anderen Elternbeitrag führen, so ist der El-
ternbeitrag neu festzusetzen. Beitragsänderun-
genfür das beitragspflichtige Jahr, die 60,00 € 
nicht erreichen, werden nicht festgesetzt.  
 

(5) Das maßgebliche Einkommen ist das nach den 
Absätzen 1 bis 4 errechnete Jahreseinkommen, 
höchstens jedoch 150.000,00 €. Ab einem Jah-
reseinkommen von 75.000,00 € bis zu einem Jah-
reseinkommen von 150.000,00 € wird das über 
75.000,00 € liegende Einkommen lediglich mit 
25 % angerechnet. 

 
(6) Das anzurechnende maßgebliche Jahreseinkom-

men wird um den Grundfreibetrag in Höhe von 
17.500,00 €, für das letzte Kindergartenjahr in Hö-
he von 36.500,00 € vermindert.  

 
 
 
 
 
 

 
 § 5 Gespeicherte Daten 
 

Die Elternbeiträge werden vom örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe erhoben. Zu diesem 
Zweck teilt der Träger dem örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe die Namen, Anschriften, 
Geburtsdaten sowie die Aufnahme- und Abmelde-
daten der Kinder sowie die entsprechenden An-
gaben der Eltern unverzüglich mit. Die Löschung 
der Daten erfolgt nach Ausscheiden des Kindes 
aus der Kindertageseinrichtung und der vollstän-
digen Begleichung der Elternbeiträge. 

 
 § 6 Fälligkeit 
 

Über die Höhe und Fälligkeit der Elternbeiträge 
wird den Beitragspflichtigen ein schriftlicher Be-
scheid erteilt. Der Beitrag ist in 12 monatlichen 
Teilbeträgen, jeweils zum 15. eines jeden Monats, 
an die Stadt Lemgo zu entrichten. Geht der Be-
scheid den Beitragspflichtigen erst nach einem der 
Fälligkeitstermine zu, so ist die Beitragsschuld für 
den oder die vorangegangenen Fälligkeitstermine 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides zu entrichten. 

 
 II. Abschnitt 

Elternbeiträge für den Besuch der Offenen 
Ganztagsgrundschule ( OGG )  

 
 § 7 Geltungsbereich 
  

Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbei-
trägen als öffentlich rechtliche Beiträge für die In-
anspruchnahme der Offenen Ganztagsgrundschu-
le.  

 
 § 8 Beitragspflicht 
 
(1) Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-
rechtliche Beiträge für die Teilnahme ihres Kin-
des/ihrer Kinder an der Offenen Ganztagsgrund-
schule zu entrichten. Lebt das Kind nur mit einem 
Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle 
der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB 
VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 
32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kinder-
geld gezahlt, treten die Personen, die diese Leis-
tung erhalten, an die Stelle der Eltern. Mehrere 
Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner. 
 

(2) Beitragszeitraum ist das Schuljahr (01.08. bis 
31.07.). Die Beitragspflicht wird durch Schlie-
ßungszeiten der Offenen Ganztagsgrundschule 
nicht berührt. Die Beitragspflicht endet mit der Be-
endigung des vertraglichen Betreuungsverhältnis-
ses in der Offenen Ganztagsgrundschule oder mit 
der Entlassung des Kindes aus der Grundschule. 
Ein Kind kann von der Teilnahme an der Offenen 
Ganztagsgrundschule ausgeschlossen werden, 
wenn die Beitragspflichtigen ihrer Beitragspflicht 
nicht nachkommen. 

 
(3) Der Träger der Offenen Ganztagsgrundschule 

kann von den Eltern ein gesondertes Entgelt für 
die Bereitstellung des Mittagessens verlangen.  
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 § 9 Beitragshöhe 
 
(1) Die Höhe der monatlichen Elternbeiträge für die 

Offene Ganztagsgrundschule ergibt sich aus der 
Anlage 1 zu dieser Satzung 

 
(2) Im Fall des § 8 Abs. 1 Satz 3 ist ein Elternbeitrag 

zu zahlen, der sich nach der Elternbeitragsstaffel 
für die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei 
denn, nach § 9 Abs. 1 ergibt sich ein niedrigerer 
Betrag. Bei der Aufnahme des Kindes und danach 
auf Verlangen haben die Eltern der Stadt Lemgo 
schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche 
Einkommensgruppe ihren Elternbeiträgen zugrun-
de zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommens-
höhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der 
höchste Elternbeitrag  zu leisten. 

 
(3) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder 

von Personen, die nach § 8 Absatz 1 an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrich-
tung oder die Offene Ganztagsgrundschule, so 
entfallen die Beiträge für das zweite und jedes 
weitere Kind. Ergeben sich ohne Beitragsreduzie-
rung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beträge ist 
der höchste Beitrag in vollem Umfang zu zahlen.  

 
(4) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge vom örtlichen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe ganz oder teil-
weise erlassen werden, wenn die Belastung den 
Eltern oder dem Kind nicht zuzumuten ist ( § 90 
Abs. 3 SGB VIII ). 

 
 § 10 Einkommensberechnung 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die 

Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sin-
ne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuer-
gesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus ande-
ren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusam-
menveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem 
Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
freie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur 
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öf-
fentlichen Leistungen für die Eltern und die Kinder, 
für die ein Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurech-
nen. Das Kindergeld nach dem Bundeskinder-
geldgesetz und entsprechenden Vorschriften wird 
nicht hinzugerechnet. Das Elterngeld nach dem 
Bundeselterngeld- und Erziehungsgeldgesetz ( 
BEEG ) ist bis zur in § 10 bestimmten Höhe nicht 
dem Einkommen hinzuzurechnen. 
 

(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Be-
schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm aufgrund des-
sen für den Fall des Ausscheidens eine lebens-
längliche Versorgung oder an deren Stelle eine 
Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist dem 
nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein 
Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Be-
schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung des Mandats hinzuzurechnen.  

 
 
 
 

 
(3) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach 

§ 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewäh-
renden Freibeträge von dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen abzuziehen.  

 
(4) Maßgebend ist das Einkommen in dem der Anga-

be vorangegangenen Kalenderjahr. Abweichend 
von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens 
des letzten Monats zugrunde zu legen, wenn es 
voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist 
als das Einkommen des vorangegangenen Kalen-
derjahres; wird das Zwölffache des Einkommens 
des letzten Monats zugrunde gelegt, so sind auch 
Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar nicht im letz-
ten Monat bezogen wurden, aber im laufenden 
Jahr anfallen. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalen-
dermonat nach Eintritt der Änderung neu festzu-
setzen. Soweit Monatseinkommen nicht bestimm-
bar sind, ist abweichend von Satz 2 auf das zu 
erwartende Jahreseinkommen abzustellen. Ände-
rungen der Einkommensverhältnisse, die zur 
Zugrundelegung einer höheren Einkommensgrup-
pe führen können, sind unverzüglich anzugeben.  

 
 § 11 Gespeicherte Daten, Fälligkeiten 
 

Hinsichtlich der gespeicherten Daten und der Fäl-
ligkeiten der Elternbeiträge gelten die §§ 5 und 6 
des I. Abschnitts entsprechend.  

 
 III. Abschnitt 
 Elternbeiträge für Kinder in Tagespflege 
 
 § 12 Geltungsbereich 
 

Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbei-
trägen als öffentlich rechtliche Beiträge für die An-
gebote der Kindertagespflege der Stadt Lemgo. 

 
 § 13 Beitragspflicht 
 

Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-
rechtliche Beiträge zu entrichten. Die Höhe der El-
ternbeiträge bestimmt sich nach der Betreuungs-
zeit und dem Alter des Kindes. Lebt das Kind nur 
mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an 
die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeitpflege nach 
§ 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibe-
trag nach § 32 Einkommensteuergesetz gewährt 
oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die 
diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. 
Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner.  

 
 § 14 Beitragshöhe 
 
(1) Vom maßgeblichen Einkommen (§4 Abs. 5) ist 

abhängig von der wöchentlichen Betreuungszeit 
und dem Alter des Kindes ein Prozentsatz als jähr-
licher Elternbeitrag zu zahlen. Der monatliche El-
ternbeitrag wird kaufmännisch auf volle Euro ge-
rundet. Darüber hinaus ist bei der Betreuung von 
Kindern unter drei Jahren ein monatlicher Sockel-
beitrag zu zahlen, sofern das Jahreseinkommen 
den Grundfreibetrag nach § 4 Abs. 5 übersteigt. 
Beiträge, die monatlich 5,00 € nicht erreichen, 
werden nicht festgesetzt 

 



354 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

  

 
Der Prozentsatz für die wöchentlichen Betreu-
ungszeiten und der Sockelbeitrag werden wie folgt 
festgelegt: 

 
Betreuungszeit pro 
Woche 

Prozentsatz 
vom Jah-
reseinkom-
men 

Monatlicher 
Sockelbetrag 

25 Stunden 3,92 0,00 €  
35 Stunden 4,44 0,00 € 
45 Stunden 7,21 0,00 €  
25 Stunden U3 5,38 20,00 €  
35 Stunden U3 5,91 30,00 €  
45 Stunden U3 9,20 40,00 €  

 
(2) Bei kombinierter Betreuung in einer Kinderta-

geseinrichtung und in Kindertagespflege ist je 
nach Alter des Kindes die Differenz zwischen dem 
Elternbeitrag der 25 Stunden Betreuung und der 
35 Stunden Betreuung bzw. der 35 Stunden 
Betreuung und der 45 Stunden Betreuung zusätz-
lich zum Elternbeitrag gem. § 3 zu leisten. Diese 
Regelung ist analog für die Kinder U3 anzuwen-
den.  

 
(3) Ab dem 01.08.2012 erfolgt eine jährliche Anhe-

bung aller Beitragssätze um 1,5 % in Anlehnung 
an  
§ 19 Abs. 2 des Kinderbildungsgesetzes ( KiBiz ).  

 
(4) Wird mehr als ein Kind einer Familie oder von 

Personen, die nach Absatz 1 an die Stelle der El-
tern treten, gleichzeitig in Tagespflege betreut, so 
entfallen die Beiträge für das zweite und jedes 
weitere Kind. Ergeben sich ohne Beitragsreduzie-
rung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beträge ist 
der höchste Beitrag in vollem Umfang zu zahlen.  

 
(5) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge vom örtlichen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe ganz oder teil-
weise erlassen werden, wenn die Belastung den 
Eltern oder dem Kind nicht zuzumuten ist ( § 90 
Abs. 3 SGB VIII ). 

 
(6) Der Elternbeitrag ist maximal bis zur Höhe der 

Aufwendungen der Kindertagespflege zu zahlen. 
 
 § 15 Einkommensberechnung 
 

Hinsichtlich der Einkommensberechnung gilt § 4 
des I. Abschnitts entsprechend. 

 
 § 16 Gespeicherte Daten, Fälligkeiten  
   

Hinsichtlich der gespeicherten Daten und der Fäl-
ligkeiten der Elternbeiträge gelten die §§ 5 und 6 
des I. Abschnitts entsprechend.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 V. Abschnitt 
 Abschließende Regelungen 
 
 § 17 Inkrafttreten 
 
 Die Satzung tritt am 01.08.2011 in Kraft. 
 
Anlage 1 zu § 9 Abs. 1 der Satzung der Alten Hanse-
stadt Lemgo über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
die Inanspruchnahme der Kindertageseinrichtungen in 
Lemgo, für den Besuch der Offenen Ganztagsgrund-
schule ( OGG ) und für Kinder in Tagespflege 
 
Elternbeitragstabelle für den Besuch der Offenen 
Ganztagsgrundschule 
 
Einkommensstufe OGGS 
bis 15.500 € 0,00 € 
15.501 € - 24.500 € 26,25 € 
24.501 € - 36.500 € 57,75 € 
36.501 € - 48.500 € 89,25 € 
48.501 € - 60.500 € 99,75 € 
60.501 € - 72.500 € 105,00 € 
72.501 € - 84.500 € 105,00 € 
84.501 € - 96.500 € 105,00 € 
über 96.500 € 105,00 € 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-
nahme der Kindertageseinrichtungen in Lemgo, 
für den Besuch der Offenen Ganztagsgrundschule 
( OGG ) und für Kindertagespflege auf dem Gebiet 
der Alten Hansestadt Lemgo vom 08.06.2011 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30.12.2009 (GV NRW S.952), 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

f) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden, 

g) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
(Ratsbeschluss) vorher beanstandet oder 

h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Alten Hansestadt Lemgo vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 08:06:2011 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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Sparkasse Detmold 
 
237 Aufgebot von Sparkassenbüchern 
 
Das Aufgebot der in Verlust geratenen Sparkassenbücher 
Nr. 
 
306.349.945 341.479.996 342.166.956 
  
unserer Sparkasse ist beantragt  worden. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, 
spätestens in dem auf  
 

Freitag, den 16. September 2011 
 
im Gebäude der Sparkasse Detmold in Detmold, Pauli-
nenstr. 34, anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte gel-
tend zu machen und die Sparkassenbücher vorzulegen, 
widrigenfalls die Kraftloserklärung der Sparkassenbücher 
gemäß § 16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verordnung über den Be-
trieb und die Geschäfte der Sparkassen (SpkVO) NW vom 
15. Dezember 1995 erfolgen wird. 
 
Detmold, den 31. Mai 2011 
 
 
Sparkasse Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl. Lippe 27.06.2011 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


